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Der Projektleiter ist unbefristet eingestellt.

3.1.4 (entfällt)

3.1.5 Erklärung

In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich
der somatischen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Un-
tersuchungen vorgesehen.

3.1.6 Beantragte Förderung des Teilprojektes (Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr Personalkosten Sächliche Ver-
waltungs
ausgaben

Investitionen Gesamt

2003  87,2  11,0 -   98,2

2004  50,4  19,3 -   69,7

2005  50,4  16,0 -   66,4

2006  81,6  15,5 -   97,1

Summe 2003-06 269,6  61,8 - 331,4

(Beträge in Tausend �)
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3.2 Zusammenfassung

Rechtssicherheit wird für den grenzüberschreitenden Rechtsverkehr immer wichti-
ger, wenn der globale Waren- und Dienstleistungsverkehr, der Tourismus oder auch
familiäre Bindungen in andere Länder im gegenwärtigen Ausmaß zunehmen. Ver-
tragliche Ansprüche, Schadensersatz- oder unterhalts- und erbrechtliche Ver-
pflichtungen müssen honoriert werden und notfalls auch durchsetzbar sein. Fraglich
ist, ob staatlicher Schutz ausreicht, wenn es sich um globale Sachverhalte und glo-
bal tätige Akteure handelt. Fraglich ist aber auch, ob staatlicher Schutz überhaupt
zweckmäßig ist, da immer mehrere Staaten mit unterschiedlichen Regelungsmo-
dellen und jeweils anders eingerichteten Institutionen miteinander konkurrieren.
Die Wirtschaft hat daher eigene Formen der Gewährung von Sicherheit im interna-
tionalen Geschäftsverkehr entwickelt und beansprucht zunehmend – früher vom
Staat wahrgenommene – Regelungs- und Jurisdiktionsfunktionen.

Es gibt vier wissenschaftliche Diskurse zu diesem Problemkreis, die sich – oh-
ne viel Notiz voneinander zu nehmen – mit der Globalisierung des Rechts, mit der
Herausbildung eines autonomen Welthandelsrechts, mit dem Entstehen großer glo-
bal tätiger Anwaltsfirmen und schließlich mit dem betriebswirtschaftlichen Mana-
gement grenzüberschreitender Geschäftsbeziehungen befassen. Das Projekt will
diese Diskurse zusammenführen und damit beginnen, empirisches Material zum
Vergleich ihrer praktischen Relevanz zu sammeln. Geplant sind Studien (1.) zur
Messung der Wirksamkeit internationaler Konventionen zur Vereinheitlichung und
besseren Durchsetzbarkeit von Privatrecht, (2.) zur Herausbildung von autonomem
Handelsrecht in besonders eng verflochtenen Geschäftsbranchen, (3.) zur Vertrags-
gestaltung und -abwicklung in internationalen Anwaltsfirmen, und (4.) zu den For-
men der Herstellung und Absicherung langfristiger Geschäftsbeziehungen. Alle
Untersuchungseinheiten werden die Hypothese überprüfen, daß globale Akteure
rechtssichernde Aufgaben zunehmend selbst in die Hand nehmen und sich immer
weniger auf staatlichen Rechtsschutz verlassen. Damit ist die Rechtsdimension der
Sfb-Forschungskonzeption und speziell die Frage, inwieweit Globalisierung die
Privatisierung von Recht befördert, angesprochen.

Erste Phase (2003-2006) Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase
(2011-2014)

1. autonomes Handelsrecht (lex
mercatoria)
2. Anwaltsfirmen
3. betriebswirtschaftliches Mana-
gement (hybride Verträge)

1.Einheitsrecht (internatio-
nale Konventionen)
2. Vergleich

1. Mögliches Folgeprojekt: e-
commerce
2.Theorievergleich mit Parallel-
projekten (A1 Joerges/Falke; A2
Zürn/Zangl; A3 Winter)
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3.3. Problemaufriß und Forschungsstand

3.3.1 Problemstellung: Rechtssicherheit im Globalisierungsprozeß

Ein Wandel der Staatlichkeit aufgrund von Globalisierungsprozessen zeigt sich
nicht nur in den historisch neueren Bereichen, die durch Regulierungs- und Steue-
rungsfunktionen gekennzeichnet sind (Bildung, Risikoabwehr, Daseinsvorsorge
usf.), sondern auch im Kernbereich staatlicher Aufgaben, der Garantie friedlicher
und effizienter Austauschbeziehungen, den man im Begriff Rechtssicherheit zu-
sammenfaßt. Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit beziehen sich auf die unter-
schiedlichen staatlichen Aufgabenbereiche des Privatrechts und des öffentlichen
Rechts. Die Globalisierungsdebatte hat meist Beobachtungen zum Funktionsverlust
oder Funktionswandel des öffentlichen Rechts im Blick, wie z.B. Wirtschaftsregu-
lierung, sozialstaatliche Umverteilung und Absicherung, Umweltschutz, Besteue-
rung usf.. Die privatrechtliche Sicherung von Austauschprozessen steht weniger im
Vordergrund, obwohl auch hier ein Wandel von Staatlichkeit zu beobachten ist.
Rechtssicherheit (= die Durchsetzbarkeit privatrechtlicher Ansprüche) wird durch je
spezifische rechtskulturelle Wertungen und Verhaltensweisen, die Austauschpro-
zesse koordinieren, garantiert. Recht und Gerichte stützen diese Wertungen und ga-
rantieren ihre Durchsetzbarkeit. Seit der Entstehung des Nationalstaats ist die
Schaffung hierfür geeigneter Institutionen eine wesentliche staatliche Aufgabe.

Die „Verstaatlichung des Rechts“ (Reinhard 1999: 301) ist erst ein Phänomen
der Neuzeit und dann immer noch beschränkt auf den europäischen Prozeß der
Staatenbildung. In allmählicher Ablösung rechtspluralistischer Strukturen auf lo-
kaler, ständischer oder feudaler Basis läßt sich um 1500 europaweit ein Auf-
schwung von Gesetzgebung mit territorialem Charakter feststellen, der schließlich
mündet in

“1. jene[r] Monopolisierung legitimer Gewaltsamkeit durch den politischen Verband, welche in
dem modernen Begriff des Staats als der letzten Quelle jeglicher Legitimität physischer Gewalt,
und zugleich 2. jene[r] Rationalisierung der Regeln für deren Anwendung, welche in dem Begriff
der legitimen Rechtsordnung ihren Abschluß finden” (Weber 1956: 663).

Der absolutistische wie der auf ihn folgende demokratische Rechts- und Interventi-
onsstaat (DRIS) beansprucht die Monopolisierung der Gewaltmittel zur Herstellung
von Rechtssicherheit sowie der Steuererhebung auf einem abgeschlossenen Territo-
rium und er nimmt Souveränität als Schutz vor Eingriffen anderer Staaten in An-
spruch. In dieser Epoche ist Rechtspluralismus zwar nicht ganz verschwunden, aber
eher marginal. Alle autonomen Rechte haben einen prekären Status, weil sie jeder-
zeit Gefahr laufen, von staatlichem Recht verdrängt zu werden. Überlebensfähig
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sind allenfalls lokale Gewohnheitsrechte, berufliche Standesregeln, Handelsprakti-
ken oder einige Stammesrechte in den kolonisierten Territorien, Sektoren, die zu-
treffend von der Rechtsanthropologie als „semi-autonom“ beschrieben werden.

Die – historisch ja nicht sehr lange – Epoche der Monopolisisierung des Rechts
auf den Staat scheint nun ihrem Ende zuzugehen. Eine Vielzahl unterschiedlicher
Akteure ist bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben beteiligt. Dieser Wandel tritt
seit etwa 20-30 Jahren um so deutlicher auf der Ebene oberhalb des Staates zu Ta-
ge, also in den internationalen und transnationalen Handlungsfeldern, die mit der
Zunahme des grenzüberschreitenden Geschäftsverkehrs an Bedeutung gewinnen.

In der Terminologie der Wirtschaftswissenschaften sparen staatliche Institutio-
nen wie Recht und Gerichte „Transaktionskosten“. Die Kosten des öffentlichen
Sektors, der diese Aufgabe wahrnimmt, wurden für die USA berechnet und betra-
gen (mit ansteigender Tendenz) 5,8% des Bruttosozialproduktes (Wallis/North
1986). Sobald in diesem Sektor Defizite auftreten (Korruption, Kosten und Dauer
der Rechtsverfolgung), entsteht öffentliche Aufmerksamkeit und Reformdruck. Die
OECD-Staaten sind daher relativ erfolgreich bei der Durchsetzung von Rechtssi-
cherheit. Wirtschaftliche Schwierigkeiten der Nicht-OECD-Staaten werden u.a.
auch auf das Fehlen von Rechtssicherheit zurückgeführt.

Im Zuge von globalem Waren- und Dienstleistungsaustausch, Lizenznahme, e-
commerce, Tourismus und Migration entstehen Rechtsansprüche nun aber immer
häufiger auch über staatliche Grenzen hinweg. Im grenzüberschreitenden Rechts-
verkehr konkurrieren mehrere Rechtskulturen, mehrere Rechtsordnungen und meh-
rere Gerichtsbarkeiten mit der praktischen Folge, daß Rechtssicherheit von natio-
nalstaatlichen Institutionen nur unter erschwerten Bedingungen und oft gar nicht
mehr garantiert werden kann. Vertragliche, aber etwa auch familien- und erbrecht-
liche Forderungen und Ansprüche auf Schadensersatz bleiben unerfüllt, weil die
Auswahl des anwendbaren Rechts Probleme aufwirft, eine Klage im Ausland allzu
riskant erscheint, international kompetente Rechtsberatung nicht zu erlangen ist und
die Vollstreckung eines Gerichtsurteils im Ausland wenig Erfolg verspricht.

Dieser Verlust an Rechtssicherheit könnte wettgemacht werden durch Globali-
sierung des Rechts, also die „Modernisierung“ des Rechts aller Staaten auf der Ba-
sis des (marktwirtschaftliche Austauschprozesse am besten absichernden) westli-
chen Rechts. Die Konkurrenz unterschiedlicher Rechte auf dem Weltmarkt entfiele
dann langfristig, und jeder Staat würde globalisiertes Recht relativ einheitlich zur
Durchsetzung bringen. Die vielfach vertretene These einer naturwüchsigen Verein-
heitlichung des Rechts ist aber zweifelhaft. Sie bezieht sich entweder nur auf ein-
zelne Grundelemente der Rechtsordnungen wie Individualismus, unabhängige Ge-
richtsbarkeit, instrumentelle Gesetzgebung, Garantie der Menschenrechte etc.



Bereich A: Die Zukunft 295 A4
des Rechtsstaates Gessner

(Friedman 1994, 1996) oder meint nur einzelne wirtschaftlich besonders relevante
Rechtsgebiete in Industriestaaten (Wiener 1999).

Aber bei genauerer Beobachtung zeigen sich selbst unter hochentwickelten In-
dustriestaaten fundamentale Rechtsunterschiede, z.B. zwischen den common law
und den civil law Systemen. Zwischen den USA und Europa schwelt seit Jahr-
zehnten ein „Justizkonflikt“ über Gerichtszuständigkeiten, Zustellungsfragen, Be-
weiserhebungen und die Zulässigkeit der Vollstreckung so genannter punitive da-
mages (Schack 1996, 287). Daher gibt es Bemühungen, durch internationale Kon-
ventionen gezielt einheitliches Privatrecht zu schaffen (z.B. UN-Kaufrecht oder Eu-
ropäisches Privatrecht, Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen, Patent-
schutzübereinkommen, Sorgerechtsübereinkommen etc.).

Andere Akteure sind eher skeptisch gegenüber Bemühungen um universelles
Einheitsrecht und gegenüber der Einschaltung staatlicher Gerichte im grenzüber-
schreitenden Rechtsverkehr und entwickeln partikularistische Regeln (lex mercato-
ria) und Einrichtungen der Schiedsgerichtsbarkeit. Den spezifischen Eigenheiten
der globalisierten Wirtschaft könne dadurch besser Rechnung getragen werden. Je-
de Wirtschaftsbranche könne mit autonomen Regeln, die weltweit gelten, koordi-
niert werden.

Noch weiter in Richtung partikularistischer Formen der Herstellung von
Rechtssicherheit gehen internationale Anwaltsfirmen. Sie beanspruchen umfassen-
de autonome Regelung durch komplexe Vertragswerke und kreative Gesellschafts-
formen, so daß eine staatliche Garantie von Rechtssicherheit entbehrlich wird. Be-
deutendere grenzüberschreitende Geschäftsbeziehungen und wichtige Streitigkeiten
werden in der Regel auf beiden Seiten von US-amerikanischen „mega“- law firms
übernommen.

Schließlich bemüht sich die Wirtschaft, ihre Auslandsbeziehungen durch „rela-
tionale Verträge“ und gegenseitige Abhängigkeiten abzusichern. Hierarchische
Formen (z.B. in multinationalen Unternehmen) konkurrieren mit marktlichen oder
„hybriden“ Formen, die weniger über Regeln oder Sanktionen, sondern über „kog-
nitive“ Mechanismen wie Vertrauen, Weitergabe von Informationen oder Einver-
ständnis zu Neuverhandlungen Risiken globaler Austauschprozesse reduzieren. Der
Extremfall ist die chinesische guanxi-Beziehung, in der Vertragserfüllung in hohem
Maße erreicht wird durch (lebenslange) Abhängigkeiten in familiären oder Clan-
Strukturen.

Die Relevanz dieser Beobachtungen für das Rahmenthema des Wandels der
Staatlichkeit liegt darin, daß Rechtssicherheit im grenzüberschreitenden Rechtsver-
kehr offenbar nur zum geringen Teil von staatlichen Institutionen (Recht, Gerichte)
garantiert wird. Wenn auch ein staatlicher Einfluß (etwa durch Rechtswahl bei in-
ternationalen Verträgen, durch Anwendung staatlichen Rechts in Entscheidungen
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internationaler Schiedsgerichte, bei der Vollstreckung von Schiedssprüchen) bleibt,
ist in dieser Entwicklung ein Wandel der rechtssichernden Aufgabe des Staates un-
verkennbar und von rechtswissenschaftlicher Seite oft beklagt worden.

3.3.2 Stand der Forschung: Diskurse um das Problem
globaler Rechtssicherheit

Die rechtswissenschaftlichen, soziologischen und wirtschaftswissenschaftlichen
Diskurse, die sich mit der Problematik des Verlustes staatlich garantierter Rechtssi-
cherheit in der globalisierten Wirtschaft befassen, kommen zu jeweils eigenen Lö-
sungen des Problems anomischer Situationen im grenzüberschreitenden Rechtsver-
kehr. Sie verlaufen gegenwärtig weitgehend isoliert voneinander und entbehren
empirischer Absicherung.

Einheitsrecht

Juristische Forschung bereitet durch rechtsvergleichende Studien und durch die Su-
che nach rechtlichen Universalien gegenwärtig den Boden für Einheitsrecht. Die
praktische Umsetzung ist beeindruckend. Nach Bonell (1990: 865) läßt sich die
Zahl internationaler Abkommen, Modellgesetzen, Verhaltenscodes etc, die globales
Recht schaffen, schon nicht mehr genau erfassen. Institutionalisiert ist diese quasi-
gesetzgeberische Tätigkeit z.B. in der UN-Commission on International Trade Law
(UNCITRAL), dem International Institute for the Unification of Private Law
(UNIDROIT), den Hague Conferences on Private International Law und der Euro-
päischen Kommission (Stephan 1999). Im Bereich des Vertragsrechts ist Rechtssi-
cherheit das vorrangige Ziel und universell geltende Regeln das (meist aus den Er-
fahrungen des europäischen Nationalstaats entnommene) Mittel. Max Webers
rechtssoziologische Analysen werden auch für die Weltgesellschaft nutzbar ge-
macht: eine globalisierte Welt wird universelle Regeln, eine unabhängige Justiz und
eine formal rational arbeitende Bürokratie oberhalb des Nationalstaats entwickeln.
Europa knüpft an seine Kodifikationstraditionen an und ist mehr als andere Regio-
nen auf dem Wege, derartige Strukturen zu schaffen. Nach Vereinheitlichung vieler
Rechtsgebiete, die dem öffentlichen Recht zuzuordnen sind (Außenwirtschafts-
recht, Umweltrecht, Wettbewerbsrecht usf.), gehen die Vorschläge nun dahin, ein
einheitliches europäisches Privatrecht zu schaffen (Hartkamp u.a. 1998; Martiny
1999).

Kritische Einwände weisen auf Implementationsprobleme des Einheitsrechts
hin (Bonell 1990; Gordon 1998; Geller 1998; Stephan 1999; Duina 1999), die dazu
führten, daß Einheitsrecht noch weniger Rechtssicherheit gewähre als der vorherige
Zustand konkurrierender nationalstaatlicher Regelung. Ein guter Testfall ist gegen-
wärtig die Praxis der Anwendung des immerhin von knapp 50 Staaten ratifizierten
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und dort für internationale Warenkaufverträge geltenden UN-Kaufrechts (UN Con-
vention on Contracts for the International Sale of Goods). Nimmt man Gerichtsent-
scheidungen als Indikator, so spielt dieses neue Recht eine sehr geringe Rolle. Bai-
ley (1999) hat in den USA nur 15 Bundesgerichtsentscheidungen und 2 Entschei-
dungen einzelstaatlicher Gerichte aufgefunden, die das in den USA seit 1.1.1988 in
Geltung befindliche UN-Kaufrecht angewendet haben. Den meisten Anwälten sei
dieses Recht vollkommen unbekannt.

Autonomes Handelsrecht

Die umfangreiche Literatur zur Entwicklung eines autonomen Handelsrechts (lex
mercatoria) beschreibt dessen Reichweite (Berman/Kaufman 1978; Berger 1997)
und rechtliche Anerkennung (DeLy 2001). Eine Vielzahl von Regeln, Vertrags-
klauseln und Schiedsgerichtsentscheidungen stünde internationalen Handelspart-
nern zur Verfügung und sei ausreichend, um Streitigkeiten wirtschaftsnah außer-
halb der staatlichen Gerichtsbarkeiten zu entscheiden. Obwohl die meisten staatli-
chen Gerichte der lex mercatoria die Anerkennung versagen, reiche es aus, wenn
Schiedsgerichte diese Regeln anwenden und die Wirtschaftsbranchen selbst Sankti-
onen wie schwarze Listen oder Ausschluß aus Mitgliedschaften zur Durchsetzung
einsetzten. Vom rechtswissenschaftlichen Standpunkt her wird dies selbstverständ-
lich anders gesehen, aber es gibt zahlreiche Hinweise, daß Anregungen aus dieser
Diskussion im juristischen Schrifttum aufgegriffen werden, so daß die lex mercato-
ria praktisch zu einem juristischen Diskurs geworden ist. So zitiert Nassar (1995) in
ihrem Buch zum Recht langfristiger internationaler Verträge 151 Schiedsgerichts-
entscheidungen und nur 47 Entscheidungen staatlicher Gerichte. Zumindest im
common law scheint hier im autonomen Handelsrecht eine neue Rechtsquelle er-
schlossen zu werden. Es gibt in den USA sogar höchstrichterliche Entscheidungen,
die schiedsrichterliche Entscheidungskompetenz anerkennen für Bereiche, die dem
öffentlichen Recht (Kartellrecht) zuzuordnen sind (McConnaughay 1999). Damit
ist eine radikale Auslagerung staatlicher Regelungshoheit auf Private vollzogen.

Der bisher überzeugendste empirische Nachweis einer autonom regulierten und
Rechtssicherheit gewährenden Wirtschaftsbranche ist von Lisa Bernstein (1992)
vorgelegt worden. Sie untersucht in dieser Studie den vom De Beer Kartell be-
herrschten weltweiten Diamantenhandel. Überraschenderweise findet dieselbe Au-
torin aber in einer anderen Branche – bezogen auf den US-Markt – ein gegenteili-
ges Ergebnis (Bernstein 1996). Die Schiedsgerichte der US National Grain and
Feed Association nehmen keinerlei Bezug auf autonome Normen und Gebräuche
der Branche und wenden Vertragsrecht sogar formalistischer an als staatliche Ge-
richte. Bernstein erklärt diese Beobachtung damit, daß autonome Regeln in erster
Linie darauf gerichtet sind, die Geschäftsbeziehungen aufrechtzuerhalten (relati-
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onship-preserving norms), und wenig Lösungen für die Fälle bereitstellen, in denen
diese Beziehung scheitert (end-game norms). In einer anderen Studie wurden die
Formen der Streiterledigung der Rückversicherungsbranche auf dem Londoner
Markt untersucht (Stammel 1998) – ebenfalls mit dem Ergebnis einer geringen
Rolle autonomer Normen und einer immer stärker werdenden Inanspruchnahme
des High Court, also eines staatlichen Gerichts. Bond (1990) untersuchte 237 Ver-
träge, die in den Jahren 1988 und 89 zu einem Schiedsverfahren vor der Internatio-
nalen Handelskammer geführt haben. Keine der dort formulierten Schiedsklauseln
ermächtigt die Schiedsrichter, nach lex mercatoria Normen zu entscheiden, und nur
3% bzw. 4% der Klauseln ermächtigen sie zu Billigkeitsentscheidungen. Demge-
genüber verweist Drahozal (2000) auf die Schiedsordnungen der Internationalen
Handelskammer, der American Arbitration Association und der China International
Economic and Trade Arbitration Commission als Beispiele dafür, daß die meisten
Einrichtungen der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit ausdrücklich die Anwen-
dung von trade usages erlauben.

Einige Sozialwissenschaftler analysieren die ökonomischen Vorteile dezentra-
ler Regelung im Handelsverkehr (Cooter 1996), unterstreichen die Verbreitung der
lex mercatoria in der Praxis (Dezalay/Garth 1996; vgl. auch die Beiträge in Teub-
ner 1997) und sehen in ihr sogar das zukünftige Recht der Weltgesellschaft (Santos
1995; Teubner 1997). Berger u.a. (2001) ermitteln durch eine Befragung einen ge-
wissen Einfluß eines – allerdings begrifflich sehr weit gefaßten – „transnationalen
Rechts“ auf Schiedsgerichtsverfahren.

Anwaltsfirmen

Eine dritte Forschungsrichtung diskutiert den Beitrag internationaler Anwaltsfirmen
zur Absicherung grenzüberschreitender Geschäftsbeziehungen. Fast alle diese Fir-
men haben ihren Hauptsitz in den USA (mit Ablegern in vielen Teilen der Welt).
Sie haben in der Form der mega-law-firms Hunderte von Partnern und oft über
Tausend angestellte Anwälte. Daneben gibt es sog. boutiques, die sich auf be-
stimmte Rechtsgebiete spezialisieren und mit weniger Mitarbeitern auskommen.
Trubek u.a. (1994) beschreiben den „American mode of production of law“ und die
entscheidende Rolle, die große Anwaltsfirmen im common law spielen. US-
amerikanischer legal entrepreneurialism führt zu einer pro-aktiven Strategie bei der
Strukturierung und Aushandlung von Verträgen, die neben rechtlichen auch wirt-
schaftliche und Managementkompetenzen erfordert. Anwälte beraten ihre Klienten,
entwerfen komplexe Verträge, beeinflussen den Gesetzgebungsprozeß und reichen
Massenklagen ein. In dieser kreativen Form wird auch auf internationale Geschäfte
Einfluß genommen (Dezalay 1990; Daly 1997; Flood 1996), so daß die Autoren
von einer autonomen Regelungsrolle dieser Firmen sprechen, die oft weiter reiche
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als rechtliche oder sonstige staatliche Gestaltung. Diese Sichtweise ist aber mögli-
cherweise überpointiert, denn daneben gibt es viele Stimmen in der Literatur, die
gerade aus Anwaltssicht die Schwierigkeiten bei der Bearbeitung internationaler
Rechtsfälle beklagen (Roorda 1993; Mears 1993; Owen/Loperena 1995; Simon
1996; Sunwolf 1997; Mazzini 1997; Baraban 1998). Fremdes Recht und fremde
Rechtskulturen werden hier immer noch (also trotz Globalisierung) als Problem ge-
sehen, das den internationalen Rechtsverkehr unsicher macht. Die autonomen Ges-
taltungsmöglichkeiten sind wohl auf eine geringe Zahl von – auf Anwalts- wie auf
Mandantenseite – wichtigen Akteuren begrenzt.

Betriebswirtschaftliches Management (relationale Verträge)

Schließlich kann das Problem von Unsicherheit im globalen Rechtsverkehr auf
partikularistischen Wegen gelöst werden, worauf eine Vielzahl soziologischer, psy-
chologischer, anthropologischer, ökonomischer und auch rechtlicher Forschungen
hinweist. Diese Ansätze teilen die Annahme, daß wirtschaftliches Handeln koordi-
niert wird durch gemeinsame Interessen, gerichtet auf stabile und gegenseitig pro-
fitable Geschäftsbeziehungen. Die Wirtschaftswissenschaften betonen die Steue-
rung durch den Preis, die Psychologie die Steuerung durch gegenseitiges Vertrauen,
die Soziologie und Anthropologie die Steuerung durch soziale Abhängigkeiten, die
Rechtswissenschaften die Steuerung durch autonome Vertragsgestaltung.

Externe Unterstützung in rechtlichen oder sonstigen institutionellen Formen
wird von den nicht-juristischen Disziplinen vernachlässigt oder ausdrücklich als
schädlich angesehen. Dies wird von der Transaktionskostentheorie (Coase 1937)
und der Neuen Institutionenökonomie (North 1990) anders gesehen. Sie weisen
darauf hin, daß die Herstellung und Aufrechterhaltung stabiler und gegenseitig pro-
fitabler Austauschbeziehungen mit Kosten verbunden sind. Alle Einrichtungen
(staatlichen oder nichtstaatlicher Ursprungs) zur Garantie von Rechtssicherheit ver-
ringern diese Kosten (wobei Coase „the firm“ und North rechtliche Institutionen im
Blick hat).

Untersuchungen etwa von Mascarenhas (1982), Kiedaisch (1997) und
Schmidtchen (1995) nutzen diese Kritik am Marktmodell als ausschließlichen Steu-
erungsmechanismus für eine Diskussion der Koordinationsprobleme im globalen
Wirtschaftsverkehr. Die Betriebswirtschaft hat mit dem Forschungsbereich „Inter-
national Management“ eine eigene Disziplin für diese Diskussion herausgebildet.

Parallelen finden sich in der „Regimetheorie“ der Politikwissenschaft (Krasner
1983; Keohane 1984), wo ebenfalls ein Modell isolierter (völkerrechtlicher) Bezie-
hungen konfrontiert wird mit einem Modell institutionalisierter Netzwerke. Netz-
werke sind natürlich auch im Blickfeld der Anthropologie, wenn sie asiatische (Y-
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ang 1994) oder globale (Appelbaum 1998) Austauschbeziehungen zum Thema
macht.

Das staatliche Recht kennt vertragliche Gestaltungen isolierter Austauschbe-
ziehungen nach dem Marktmodell und gesellschaftsrechtliche Gestaltungen nach
dem Hierarchiemodell (entsprechend der Coase‘schen Dichotomie in Coase 1937).
Geschäftsbeziehungen, die zwischen diesen beiden Modellen liegen und in ihrer
Bedeutung insbesondere von Williamson (1975, 1979, 1981, 1985), Macaulay
(1963, 1985, 1991) und Macneil (1971, 1974, 1975, 1981) betont werden, sind ju-
ristisch unterentwickelt. Die Betriebswirtschaft (vgl. z.B. Dwyer u.a. 1987; Kie-
daisch 1997; Gundlach/Murphy 1993) geht aber davon aus, daß es gerade diese
„hybriden“ Formen sind, die in einer globalen Wirtschaft die größte Sicherheit ge-
währen. Sie vernetzen die Geschäftspartner, schaffen vertrauensvolle Beziehungen
und ermöglichen Vertragsanpassungen bei sich verändernden Umständen.

Die vier genannten Forschungsstränge betonen gleichermaßen die Bedeutung
von Rechtssicherheit für wirtschaftliche Austauschprozesse - allerdings ohne empi-
rische Messung ihres jeweiligen Erfolges und ohne Vergleich mit den konkurrie-
renden Ansätzen. Diese Aufgabe hat sich das vorliegende Projekt gestellt. Unter
dem Blickwinkel des „Wandels der Staatlichkeit“ interessiert dabei besonders eine
Gegenüberstellung der rechtlichen Instrumente (Einheitsrecht) mit den übrigen drei
außerrechtlichen „autonomen“ Instrumenten (lex mercatoria, anwaltliche Struktur-
bildung und betriebswirtschaftliche Vernetzung).

3.4 Eigene Vorarbeiten

Volkmar Gessner hat in den Jahren 1992-99 am Zentrum für Europäische Rechts-
politik (ZERP) ein von der Volkswagenstiftung finanziertes Forschungsprojekt zur
Soziologie des internationalen Rechtsverkehrs („Kulturkonflikte und Strukturbil-
dung im grenzüberschreitenden Rechtshandeln“) durchgeführt (im Weiteren:
ZERP-Projekt), aus dem (neben einer Reihe von Zeitschriftenaufsätzen) insgesamt
sieben Buchveröffentlichungen hervorgegangen sind. Als nützliche empirische Ba-
sis für das hier beschriebene Projekt kann man auch ein für die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften angefertigtes Gutachten zu den Cost of Judicial Bar-
riers for Consumers in the Single Market (Freyhold/Gessner/Vial/Wagner 1995) an-
sehen, das wichtige Einsichten zur Praxis der Rechtsverfolgung im Gemeinsamen
Markt erbrachte. Alle diese Studien waren empirisch angelegt. Die entsprechenden
Datensätze können für das vorliegende Sfb-Projekt genutzt werden.

Trotz dieser empirischen Grundlegung im ZERP-Projekt erreicht die Teilnah-
me am Sfb eine ganz neue Dimension. Weder wurde bisher versucht, systematische
Vergleiche zwischen den vier genannten Instrumenten der Gewährleistung von
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Rechtssicherheit anzustellen, noch wurde die Bedeutung der beobachteten autono-
men Regelungsprozesse im Hinblick auf einen Wandel der Staatlichkeit diskutiert.
Die nun erheblich grundsätzlichere Fragestellung erfordert eine Erweiterung der
empirischen Datenbasis und den Versuch einer Theorieformulierung.

Literaturangaben zu den eigenen Vorarbeiten

Appelbaum Richard, William Felstiner & Volkmar Gessner, Hg. (2001) Rules and Networks – The Le-
gal Culture of Global Business Transactions Oxford: Hart
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Interaction“ in: Volkmar Gessner Hg. Foreign Courts—Civil Litigation in Foreign Legal Cultures
Aldershot: Dartmouth

Freyhold, Hanno von, Volkmar Gessner, Enzo Vial & Helmuth Wagner (1995) Cost of Judicial Barri-
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3.5 Arbeitsprogramm
(Ziele, Methoden, Arbeits- und Zeitplan)

3.5.1 Forschungsziele

Die in der Diskussion befindlichen Instrumente zur Absicherung des grenzüber-
schreitenden Rechtsverkehrs sind nur eingeschränkt kompatibel. Das autonome
Handelsrecht (lex mercatoria) beansprucht, an die Stelle des angeblich für interna-
tionale Sachverhalte ungeeigneten staatlichen Rechts zu treten. Internationale An-
waltsfirmen beziehen gerade dadurch ihre Reputation (und ihre exorbitanten Ge-
winne), daß sie staatliches Recht und staatliche Kontrolle umgehen. Relationale
Verträge der Wirtschaft werden mit der ausdrücklichen Absicht geschlossen,
Rechtsansprüche dem gemeinsamen Interesse an der Dauer der Geschäftsbeziehung
unterzuordnen.

Es wäre also unangemessen und unrichtig, anzunehmen, daß Einheitsrecht,
autonomes Handelsrecht, Anwaltsfirmen und relationale Vertragstypen zusam-
menwirken, um Rechtssicherheit im internationalen Rechtsverkehr herzustellen.
Man muß daher festzustellen versuchen, welches dieser Instrumente sich langfristig
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durchsetzt, oder zunächst etwas vorsichtiger: welches dieser Instrumente in wel-
chen Situationen von den Akteuren mit Erfolg genutzt wird. Die Instrumente sollen
daher gleichrangig unter dem Aspekt ihrer Tauglichkeit für die Absicherung des
internationalen Rechtsverkehrs empirisch untersucht werden.

Zur Messung der Tauglichkeit sollen jeweils optimale Bedingungen für eine
Bestätigung der Hypothese gewählt werden: gelingt unter diesen Bedingungen kei-
ne Erwartungssicherung, so gilt die Ausgangshypothese als vorläufig widerlegt.

In der zweiten Projektphase wird dann hinreichend Material vorliegen, um die
Frage des Rahmenthemas (Wandel der Staatlichkeit) zu beantworten: Die (verblei-
bende) Rolle staatlichen Rechts und staatlicher Institutionen (Gerichte) im interna-
tionalen Rechtsverkehr wird beschrieben werden können.

3.5.2 Untersuchungsmethode

Das Projekt besteht aus insgesamt vier empirischen Einzelstudien (drei in der ersten
und eine in der zweiten Projektphase), die jeweils unterschiedliche Meßinstrumente
verwenden (Befragungen, Aktenanalysen, Beobachtung etc.). Eine so umfangreiche
Erhebung wie in der früheren Studie zu internationalen Streitfällen vor deutschen,
US-amerikanischen und italienischen Gerichten (allein in Deutschland wurden 16
000 Akten ausgewertet) ist nicht geplant. Allerdings sind in den Modulen lex mer-
catoria und „Hybride Verträge“ Befragungen von Umweltorganisationen und
Schiedsrichtern bzw. Firmenbefragungen in mehreren Ländern beabsichtigt. Die
Studie „Anwaltsfirmen“ sieht eine teilnehmende Beobachtung über die Dauer eines
Jahres und zusätzlich Befragungen und Experteninterviews vor.

Erste Projektphase (4 Jahre)

Lex Mercatoria

Die bisherige Empirie zeigt, wie oben berichtet, ein unklares und widersprüchliches
Bild und zwingt zu weiterer Forschung. Am fruchtbarsten erscheint eine Fallstudie
in einer Wirtschaftsbranche, in der (gemäß dem oben genannten Prinzip der Mes-
sung unter optimalen Bedingungen) besonders viele lex mercatoria Normen zu
vermuten sind.

Wegen seines hohen Außenhandelsanteils und der Vielzahl der Handelsbräuche
(vgl. Gerig 1979; etwas anders Leigh 1980 mit Hinweisen auf Musterverträge und
auf die Geltung staatlichen Rechts) soll der Holzhandel (Holz und Holzwerkstoffe)
zum Gegenstand einer Studie gemacht werden.

Untersucht werden in diesem Fall: die Produktion von Normen und Vertrags-
mustern durch die nationalen und internationalen Verbände des Holzhandels; die
Gestaltung internationaler (meist Import-) Verträge deutscher Holzhändler mit
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Holzproduzenten, Transportunternehmen und Versicherungsgesellschaften; und die
Entscheidungspraxis der in dieser Branche eingerichteten Schiedsgerichte.

Ein Aspekt macht die Auswahl dieser Branche noch besonders attraktiv. Der
Holzhandel ist aus Gründen des Umweltschutzes seit geraumer Zeit in die öffentli-
che Kritik geraten und unterliegt staatlicher und internationaler Regulierung. Zu-
sätzlich könnte es Selbstverpflichtungen der Branchenunternehmen geben und be-
kanntlich haben Umweltorganisationen wie Greenpeace oder Robin Wood Normen
aufgestellt, z.B. was den Handel mit Tropenhölzern betrifft. Es wird auch zu prüfen
sein, ob – wie jetzt in den USA (McConnaughay 1999) – Normen des zwingenden
öffentlichen Rechts schiedsrichterlicher Entscheidung überlassen werden, oder ob
zumindest Verträge, die umweltrechtlich bedenklich sind, gemäß § 134 BGB einer
Nichtigkeitskontrolle durch die Schiedsrichter unterzogen werden.

Anwaltsfirmen

Im Rahmen des ZERP-Projekts geben eine Studie über die internationale Praxis
von Anwälten in Los Angeles (Sunwolf 1997) und ein Aufsatz über die Auslands-
erfahrungen deutscher Anwälte im Raum Bremen/Niedersachsen (Schnorr 1994)
einen ersten Einblick in die Probleme des internationalen Rechtsverkehrs aus An-
waltssicht. Da die internationalen mega-law-firms nicht Gegenstand der Befragun-
gen waren, kann aus diesen Untersuchungen aber wenig gewonnen werden für die
Frage, ob Anwälte in globalen Zusammenhängen inzwischen die von manchen be-
hauptete Regelungskompetenz erlangt haben.

Die Mitarbeit eines auf internationale Anwaltsfirmen spezialisierten Kollegen
(Prof. John Flood) erlaubt es nun aber, eine Fallstudie mit dieser Fragestellung in
einer großen Londoner Anwaltsfirma durchzuführen. Dieser Standort ist von Be-
deutung, da London neben New York als Zentrum internationaler Anwaltstätigkeit
angesehen wird. Die Firma vertritt Mandanten in allen Aspekten der Vertragsges-
taltung, Vertragsabwicklung und Streitlösung. Rechtssicherheit zu schaffen ist die
zentrale Aufgabe. Ob damit aber auch Tätigkeiten verbunden sind, die man als
Normsetzung und Strukturbildung bezeichnet kann, wie es ein Teil der Literatur
sieht, wird Gegenstand der empirischen Beobachtungen sein. Indikatoren sind die
Ausarbeitung von Standardverträgen/klauseln oder von Codes of Conduct, Lobby-
arbeit in Brüssel oder durch nationale Regierungen, Einflußnahme auf wissen-
schaftliche Diskussionen oder Öffentlichkeitsarbeit bis hin zur Vorbereitung von
Gesetzesentwürfen in den Transformationsstaaten oder in Entwicklungsländern.

John Flood wird für die Dauer eines Jahres die tägliche Arbeit einer Londoner
Anwaltsfirma beobachten. Ergänzt wird diese (wiederum an optimalen Bedingun-
gen ausgerichtete) Fallstudie durch Befragungen von Anwälten in der Londoner
City sowie in deutschen Großstädten. Zusätzliche Information und Kritik ist zu er-
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warten von der engen Anbindung dieser Studie an die Arbeit der working group on
the sociology of the legal profession, die sich in der International Sociological As-
sociation gebildet hat und jährliche Arbeitstreffen veranstaltet.

 Hybride Verträge

In vielen Fällen verzichten Kaufleute auf den Abschluß langfristiger Verträge zur
Koordination ihrer Beziehung und schließen für jedes Geschäft einen separaten
Vertrag ab. Aus juristischer Perspektive ist von Interesse, durch welche Mechanis-
men in solchen Geschäftsbeziehungen Rechtssicherheit geschaffen wird. Die
Hypothese dieses Moduls geht dahin, daß relationale Mechanismen (Erhalt der Ge-
schäftsbeziehung, Abhängigkeiten, persönliche Beziehungen, usf.) für die Einhal-
tung der Verpflichtungen, die Lösung von Konflikten sowie die Durchführung von
Anpassungen eine herausragende Rolle spielen, da vertragliche Regelungen nur mit
erheblichem zeitlichen und finanziellen Aufwand durchgesetzt werden können.

Ist eine über den Güteraustausch hinausgehende intensive Kooperation erfor-
derlich, schließen die Parteien oft langfristige Verträge. Da es schwer ist, alle wäh-
rend der Vertragslaufzeit auftretenden Eventualitäten im Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses vorauszusehen, werden einzelne Punkte offen gelassen oder relationship-
preserving norms, also z.B. Neuverhandlungs- und Sprechklauseln integriert. Im
Streitfall haben die Parteien dann jedoch wenig in der Hand. Im Gegensatz dazu
enthalten die ausgefeilten Common Law Verträge typischerweise end-game norms,
welche die gegenseitigen Ansprüche im Konfliktfall genau bestimmen. Geschäfts-
partner müssen sich in einem frühen Stadium ihrer Beziehung zwischen diesen bei-
den Modellen entscheiden. Wählen sie den relationalen Vertrag, müssen sie oft auf
staatliche (gerichtliche) Unterstützung bei der Abwicklung und Auseinandersetzung
im Endstadium der Beziehung verzichten. Dieser Mangel soll durch die Vorteile
wettgemacht werden, die aus dem gegenseitigen Interesse am Fortleben der Bezie-
hung und gegenseitigem Vertrauen resultieren. Die Hypothese geht dahin, daß sich
die internationalen Geschäftspartner angesichts der ohnehin schwachen staatlichen
und gerichtlichen Unterstützung im Konfliktfall für das erstgenannte Modell ent-
scheiden und sog. „hybride Verträge“ schließen.

Die empirische Methode zur Überprüfung dieser Hypothesen ist die Auswer-
tung einer hinreichend großen Zahl von Geschäftsbeziehungen im internationalen
Handelsverkehr. Die Auswahl der Branchen folgt wiederum dem Prinzip, daß op-
timale Bedingungen für eine Bestätigung der Ausgangshypothese vorliegen sollten.
Dabei sollen zwei Variablen kontrolliert werden: erstens der Einfluß von Verträgen
unter Berücksichtigung der verschiedenen Rechtssysteme (common law oder konti-
nentales Recht) und zweitens der Einfluß relationaler Elemente unter Berücksichti-
gung kultureller Unterschiede. Es wird davon ausgegangen, daß erhebliche Unter-
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schiede zwischen Geschäftsbeziehungen mit europäischen und Geschäftsbeziehun-
gen mit außereuropäischen Partnern bestehen. Demnach gelangen in die Stichpro-
be: 1. Geschäftsbeziehungen deutscher Unternehmen mit spanischen Unternehmen,
2. Geschäftsbeziehungen deutscher Unternehmen mit US-amerikanischen Unter-
nehmen und 3. Geschäftsbeziehungen deutscher Unternehmen mit chinesischen
Unternehmen. Um eine gewisse Repräsentativität zu gewährleisten, sollen in jeder
Gruppe 30 inländische und 30 ausländische Unternehmen befragt werden. Die un-
tersuchten Branchen sollen variieren.

Ergebnisse der ersten Phase

Die Messung des „Erfolgs“ der Instrumente zur Gewährleistung von Rechtssicher-
heit wird sich von Projekt zu Projekt unterscheiden, so daß die Ergebnisse nicht ex-
akt und quantitativ vergleichbar sein können. Daher kommt der in der zweiten
Projektphase vorgesehenen vergleichenden Dateninterpretation besondere Bedeu-
tung zu. Immer wird zu beachten und zu diskutieren sein, daß die Aufstellung von
Normen (durch Akteure einer Wirtschaftsbranche wie hier dem Holzhandel, durch
Anwaltsfirmen) oder die Verwendung von „hybriden“ Vertragsmustern per se noch
nicht sehr aussagekräftig ist. Entscheidend und daher vorrangiges Ziel empirischer
Messung ist der Umgang mit diesen Normen in der internationalen Praxis über län-
gere Zeit. Der geplante internationale workshop am Ende der ersten Phase soll es
erlauben, die Einschätzungen der Bearbeiter hinsichtlich der Validität der vorge-
stellten Ergebnisse einer kritischen Prüfung zu unterziehen.

Zweite Projektphase (4 Jahre)

Diese Phase dient der Durchführung der vierten Teilstudie „Einheitsrecht“ und der
vergleichenden Interpretation mit den in der ersten Phase vorgelegten Einzelstu-
dien.

Einheitsrecht

Die Hypothese geht dahin, daß internationale Kodifizierung für sich genommen
wenig Rechtssicherheit schafft, daß dies aber Einrichtungen unterhalb der Ebene
universeller Normen gelingt, wie sie von einigen internationalen Abkommen oder
auf Initiative einzelner Staaten geschaffen worden sind (Gessner 1998). Die be-
kannte Aussage Niklas Luhmanns, die Welt sei zu vielfältig, um ihr mit gleichge-
richteten Erwartungen gegenüberzutreten, war auf Gesellschaften bezogen, gilt aber
erst recht für den internationalen Rechtsverkehr. Rechtssicherheit ist hier eher
durch Integrationsleistungen normativer Erwartungen unterhalb der Ebene der
Normen (Rollen, Institutionen, Personen) zu erzeugen als durch generalisierte Er-
wartungen in Form etwa von Recht.
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Empirisch soll so vorgegangen werden, daß das Erfahrungsmaterial bei den
Geschäftstellen der Organisationen, die Einheitsrecht auf den Gebieten des Privat-
und Zivilprozeßrechts vorbereitet und den Staaten zur Unterzeichnung vorgelegt
haben, systematisch ausgewertet wird. Dabei kommen nur die im Schrifttum als be-
sonders erfolgreich angesehenen Abkommen/EU-Verordnungen in den Blick.
Auswahlgesichtspunkte sind ferner Datenqualität und Datenzugang. Bekannt ist,
daß die United Nations Commission for International Trade Law (UNCITRAL,
Wien) zumindest die gerichtlichen Entscheidungen sammelt, die zum UN-
Kaufrecht (Convention on Contracts for the International Sale of Goods) weltweit
ergangen sind. Das Gleiche gilt für die Haager Konferenzen für Internationales Pri-
vatrecht (mit Geschäftsstelle in Den Haag), die wichtige Übereinkommen zum in-
ternationalen Zivilprozess erzielt haben. Als weitere Organisationen, deren vorhan-
denes Material zur Implementation des dort geschaffenen Einheitsrechts ausgewer-
tet werden soll, kommen die Internationale Arbeitsorganisation (ILO), die Europäi-
sche Kommission, UNIDROIT, der Europarat und viele weitere internationale Ein-
richtungen in Betracht. Ergänzend kann das eigene Datenmaterial aus den in Bre-
men, Bremerhaven, Hamburg, New York und Mailand durchgeführten Gerichtsak-
tenanalysen (Gessner 1996) neu ausgewertet werden. An diesen Gerichten (mit
Ausnahme der internationalen Kammern beim Landgericht Hamburg) erwies sich
die Anwendung von Einheitsrecht als sehr selten.

Empirisch sehr aufwendig wird es sein, die Funktionsweise der Einrichtungen
zu überprüfen, die unterhalb der Ebene des Einheitsrechtes den internationalen
Rechtsverkehr unterstützen. Im Rahmen des nun abgeschlossenen Volkswagenpro-
jektes ist mit der Untersuchung der Arbeit der internationalen Kammern am Ham-
burger Landgericht (Gessner 1996), der Mailänder Handelskammer (Olgiati 1998),
der Londoner Anwaltsfirmen, die sich auf internationale Versicherungsfragen spe-
zialisieren (Stammel 1998), den portugiesischen Verwaltungen, die Migranten bei
der Geltendmachung ihrer ausländischen Sozialversicherungsforderungen helfen
(Guibentif 1998), des Deutschen Instituts für Vormundschaftswesen, das bei der
Geltendmachung von Kindesunterhalt im Ausland eingeschaltet wird (Grotheer
1998) sowie der Deutschen Botschaften und Außenhandelskammern (Petzold 1998)
ein Anfang gemacht. Es dürfte viele weitere Einrichtungen dieser Art geben, die
erst erkundet werden müssen. Ein Beispiel ist der soeben mit der vierten Europäi-
schen Kraftfahrhaftpflicht-Richtlinie geschaffene Schadensregulierungsbeauftragte,
der von jedem Kraftfahrhaftpflichtversicherer in jedem anderen Mitgliedsstaat der
EU ernannt werden muß. Er muß bei Auslandsunfällen entweder ein Schadensan-
gebot vorlegen oder zumindest eine „begründete“ Antwort geben. Geschieht dies
nicht, soll eine Entschädigungsstelle im Land des Geschädigten den Schaden abwi-
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ckeln (vgl. Notiz in der SZ v. 20.Okt.2000 „Mehr Schutz nach Auto-Unfall im
Ausland“).

Wenn, wie sich wohl erweisen wird, in erster Linie staatliche Administrationen
diese Unterstützungsstrukturen bereitstellen, so ist dies ein Hinweis, daß sie offen-
bar nicht den rechtswissenschaftlichen Optimismus hinsichtlich der Effizienz von
Einheitsrecht teilen. Sie entwickeln – so die Hypothese des Teilprojektes - zuneh-
mend Strukturen, die den Akteuren des globalen Rechtsverkehrs ein Minimum an
Unterstützung gewähren. Die administrative Unterstützung grenzüberschreitender
Rechtsansprüche, die sich zum Maßstab für Standortvorteile auf dem Weltmarkt
entwickelt, indiziert einerseits einen Wandel der Staatlichkeit, andererseits aber
auch den Behauptungswillen des Staates bei der Aufgabe, globale Austauschpro-
zesse abzusichern.

Vergleichende Interpretation: Abnahme, Fortsetzung oder etwa
globale Erweiterung staatlicher Garantie des wirtschaftlichen Austausches?

Auf der Basis der erhobenen Informationen soll eine Auseinandersetzung mit den
grundlegenden Annahmen, die sich in der referierten Literatur finden lassen, zu ei-
ner empirisch fundierten Theorie der Rolle des Rechts in der sich grenzüberschrei-
tend organisierenden Wirtschaft führen. Bisherige Forschung basiert auf nur wenig
Verständnis der Praxis und nimmt vorhandene Empirie nicht zur Kenntnis. Vor al-
lem mangelt es an einem interdisziplinärem Diskurs. Juristische Arbeiten zum in-
ternationalen Rechtsverkehr gehen ohne weiteres davon aus, daß es nur rechtliche
Strukturen sein können, die hinreichend erfolgreich die Sicherheit grenzüber-
schreitender Austauschprozesse garantieren können. Umgekehrt sehen weder
Rechtssoziologie noch Betriebswirtschaft die zahlreichen staatlichen Bemühungen,
mit Globalisierungsprozessen Schritt zu halten. Es könnte sein, daß die Tätigkeit
internationaler Anwaltsfirmen oder internationaler Schiedsgerichte ohne staatliches
Recht nicht erklärbar ist. Es könnte auch sein, daß hybride Verträge nicht nur der
Aufrechterhaltung von Geschäftsbeziehungen dienen und auch end-game Regeln
enthalten. Dann sind aber wieder staatliche Unterstützungsleistungen in Form von
Gerichten, von Recht und von Rechtswissenschaft gefragt.

Neben interdisziplinärer Offenheit soll sich das Projekt durch methodische
Strenge auszeichnen. Die in der Literatur aufgestellten Thesen zur rechtssicheren-
den Rolle der lex mercatoria werden vorläufig als widerlegt gelten, wenn sie in der
ausgewählten Wirtschaftsbranche (internationaler Holzhandel) zu wenig Erklä-
rungskraft besitzen. Produzieren Londoner Anwaltsfirmen keine autonomen Nor-
men, so werden sie auch in der Praxis anderer mega-law firms nicht vermutet. Wer-
den im Streitfall auch bei relational ausgestalteten Geschäftsbeziehungen letztlich
dann doch Rechtsnormen angerufen, ist die These des Überwiegens informaler
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Vertragsgestaltung entkräftet. Erbringen die Daten der das Einheitsrecht verwalten-
den Organisationen und der dieses Recht unterstützenden Institutionen keinen über-
zeugenden Nachweis seiner Wirkung in der Praxis, so wird die Skepsis am Ein-
heitsrecht vorläufig als gerechtfertigt zu gelten haben.

Die Theorieentwicklung sollte aber nicht bei der Frage stehen bleiben, welcher
der vier konkurrierenden Ansätze zur Herstellung von Rechtssicherheit im interna-
tionalen Rechtsverkehr die größere Erklärungskraft besitzt. Für das Rahmenthema
„Wandel der Staatlichkeit“ ist auch relevant, die Dimension der Rechtssicherheit
selbst in Frage zu stellen. Es wird ja auch die Auffassung vertreten, daß die New
Economy mehr an schnellen Profiten ausgerichtet und an Verträgen und deren lang-
fristiger Absicherung gar nicht mehr interessiert sei (Scheuerman 2001). Eine The-
se in dieser Richtung käme einem Paradigmenwechsel gleich. Für eine Dimension
(bisher) staatlicher Tätigkeit entfiele dann schlicht der Bedarf. Dieser Frage soll
evtl. in der dritten Projektphase nachgegangen werden.

Damit ist ein komplexes Forschungsprogramm für zwei – und gegebenenfalls
drei – Phasen beschrieben, für dessen Bearbeitung in Bremen gute Voraussetzun-
gen bestehen. Die beiden beschriebenen Mängel bisheriger Theoriebildung lassen
sich hier vermeiden: Zum einen ist Interdisziplinarität durch die Zusammenarbeit in
einem Sonderforschungsbereich gewährleistet. Zum anderen wird das rechtssozio-
logische Teilprojekt in dieser abschließenden Phase über einen großen Vorrat eige-
ner empirischer Forschung, mit der ja schon im Jahre 1992 begonnen worden ist,
verfügen.

3.6 Stellung innerhalb des Programms
des Sonderforschungsbereichs und
Entwicklungsperspektive des Teilprojekts

Das Teilprojekt macht Aspekte der Internationalisierung des Rechtsverkehrs zum
Thema und beschäftigt sich mit der Rechtsdimension von Staatlichkeit. Seit Beginn
des europäischen Nationalstaates wurden im DRIS innere Rechtsordnungen aufge-
baut und weitgehend durchgesetzt, die Erwartungssicherheit im Austauschverkehr
Privater gewährleisten sollten. Die relativ seltenen Außenkontakte Privater wurden
durch Regelungen des Internationalen Privatrechts internalisiert, also jeweils natio-
nalen Rechtsordnungen unterworfen.

Die dramatische Zunahme des internationalen Rechtsverkehrs hat dieses Mo-
dell unter erheblichen Veränderungsdruck gebracht, dessen Richtung allerdings
noch nicht ausgemacht werden kann. Der Staat steht mit privaten Normproduzenten
im Wettbewerb um die Regulierung und Sicherung globalisierter Austauschprozes-
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se. Wie während der historischen Etablierung innerer Rechtsordnungen muss
Rechtssicherheit außerhalb der staatlichen Grenzen erst beansprucht und durchge-
setzt werden. Nicht nur andere Staaten sondern auch Wirtschaftsakteure halten da-
gegen und lassen Zweifel aufkommen, ob sich das europäische Modell des legiti-
men Gewaltmonopols global reproduzieren läßt. Deshalb fragt das Projekt, ob sich
Tendenzen zu einer Internationalisierung bei gleichzeitiger Privatisierung von
Staatlichkeit in der Rechtsdimension beobachten lassen.

Abbildung 1: Die zwei Achsen rechtsstaatlichen Wandels

PrivatisierungVerstaatlichung

Internationalisierung

Subnationalisierung

Nationales Recht

Das Projekt A 4 hat im Unterschied zu allen anderen Teilprojekten des beantragten
Sfb nicht öffentlich-rechtliche Regulierungs- und Interventionsaufgaben im Blick
sondern ausschließlich die privatrechtliche Sicherung von Austauschprozessen.
Auch hier könnte es sein, daß sich die Rolle des Staates markant ändert. Die Rich-
tung des Wandels mag aber durchaus von dem im öffentlich-rechtlichen Bereich
gefundenen abweichen, so daß sich zwar keine Überschneidungen, wohl aber Kon-
traste zu den anderen Teilprojekten ergeben könnten. Dies macht die Durchführung
von Teilprojekt A 4 in einem größeren und politikwissenschaftlich orientierten For-
schungsverbund besonders attraktiv.

In der dritten Projektphase ist ein Theorievergleich mit den anderen, die
Rechtsdimension prüfenden Projekten A3 (Transnational governance und interna-
tionales Recht), A2 („Juridifizierung der Streitbeilegung“) und A1 („Sozialregulie-
rung und Welthandel“) geplant.

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten

Von den Antragstellern betriebene Projekte verwandten Zuschnitts werden von der
DFG und anderen Zuwendungsgebern nicht gefördert.
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